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 Beschlussvorlage 

   
  

TOP Verpflichtung der Ratsmitglieder 

 
 Verfasser: Andreas Pung 

Bearbeiter: Andreas Pung 
Fachbereich:  Fachbereich 1 

  Datum:  
19.06.2019 

Aktenzeichen: 
1.1.3 052-44 

  Telefon-Nr.: 
02651/8009-25 

 
 
 

Gremium Status Termin Beschlussart 

Verbandsgemeinderat öffentlich 27.06.2019 Entscheidung 

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

 
- entfällt -  
 
 
 
Etwaige Anträge:   
  
 
    
 
 
Beschluss: 
 
 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
Sachverhalt: 
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Der Wahlausschuss zur Feststellung des Ergebnisses der Wahl zum Verbandsge-
meinderat hat in seiner Sitzung am 29. Mai 2019 das endgültige Ergebnis der Wahl 
zum Verbandsgemeinderat wie folgt festgestellt: 
 
Von 13.661 Wahlberechtigten haben 9.582 Personen gewählt. Die Wahlbeteiligung 
betrug 70,14 %. Von den insgesamt abgegebenen Stimmzetteln waren 9.399 gültig 
und 183 ungültig. 
 
Es entfielen auf 
 

Partei 
Stim-
men 

Anteil 
in % 

Sitze 

Wahlvor-
schlag 1 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
(SPD) 

67.547 25,40 8 

Wahlvor-
schlag 2 

Christlich Demokratische Union Deutsch-
lands (CDU) 

132.376 49,78 16 

Wahlvor-
schlag 3 

Alternative für Deutschland (AfD) 11.292 4,25 1 

Wahlvor-
schlag 4 

Freie Demokratische Partei (FDP)  15.612 5,87 2 

Wahlvor-
schlag 5 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN (GRÜNE) 39.103 14,70 5 

Wahlgebiet insgesamt 265.930 100,00 32 

 
 
Der Wahlausschuss hat festgestellt, dass folgende Bewerberinnen und Bewerber in 
den Verbandsgemeinderat gewählt wurden:  
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Alle Gewählten haben aufgrund der Benachrichtigung die Wahl angenommen. 
 
Gemäß § 30 Abs. 2 der Gemeindeordnung (GemO) verpflichtet der Bürgermeister 
die Mitglieder des Verbandsgemeinderates – auch die Wiedergewählten – vor ihrem 
Amtsantritt in öffentlicher Sitzung namens der Verbandsgemeinde durch Handschlag 
auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten (§ 30 Abs. 2 Satz 1 GemO). 
 
Die Pflichten der Ratsmitglieder ergeben sich insbesondere aus den §§ 20, 21 und 
30 Abs. 1 GemO. 
 
Die Verpflichtung auf die gewissenhafte Erfüllung der Pflichten als Ratsmitglied ist 
eine formale Bekräftigung, die auch die Bedeutung des Amtes eines Ratsmitgliedes 
zum Ausdruck bringt. 
 
Auf die besonders gefertigten Niederschriften über die Verpflichtung, die jedem 
Ratsmitglied nach Unterzeichnung ausgehändigt worden sind, wird hingewiesen. 
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Finanzielle Auswirkungen? 
 

 Ja  Nein 
 
    

Veranschlagung 

 
Nein 
 

 Ja, mit 
       € 

 

 Ergebnishaus-
halt 
  20      

 Finanzhaus-
halt  
 20      

Buchungsstel-
le: 
      

 

 
 
Anlagen: 
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